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VORHANDENES GEBÄUDE

FLURSTÜCKSNUMMER
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OFFENE BAUWEISE § 22 BauNVO

STRASSENBEGRENZUNGSLINIE § 9 Abs.1 Nr.11 BauGB
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MASSANGABEN IN METERN
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DES ERDGESCHOSSFERTIGFUSSBODENS

MAXIMALE GRÖSSE DER ÜBERBAUBAREN GRUNDFLÄCHE § 16+17 BauNVO
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MIT DER ZWECKBESTIMMUNG "BIOKOMPOSTIERUNG"

STRASSENBEGLEITGRÜN § 9 Abs.1 Nr.11 BauGB

PRIVATE GRÜNFLÄCHEN § 9 Abs.1 Nr.15 BauGB

WALDABSTAND MIT MASSANGABE § 24 LWaldG

MAXIMALE TRAUFHÖHE IN METERN ÜBER DER HÖHE § 16+18 BauNVO

DES ERDGESCHOSSFERTIGFUSSBODENS

WASSERFLÄCHEN UND FLÄCHEN FÜR DIE WASSERWIRTSCHAFT,

DEN HOCHWASSERSCHUTZ UND DIE REGELUNG DES § 9 Abs.1 Nr.16 BauGB

WASSERABFLUSSES - REGENRÜCKHALTEBECKEN -

UMGRENZUNG VON FLÄCHEN ZUM ANPFLANZEN VON BÄUMEN, § 9 Abs.1 Nr.25a BauGB

STRÄUCHERN UND SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN
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UND FÜR DIE ERHALTUNG VON BÄUMEN, STRÄUCHERN UND § 9 Abs.1 Nr.25b BauGB

SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN SOWIE VON GEWÄSSERN

BEZEICHNUNG DER TEILGEBIETE

SONSTIGES SONDERGEBIET "ABFALLWIRTSCHAFTSBETRIEB" § 11 BauNVO
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SONSTIGES SONDERGEBIET "ABFALLWIRTSCHAFTSBETRIEB" § 11 BauNVO

MIT DER ZWECKBESTIMMUNG "BIOGASANLAGE"

SONSTIGES SONDERGEBIET "ABFALLWIRTSCHAFTSBETRIEB" § 11 BauNVO

MIT DER ZWECKBESTIMMUNG "BIOKOMPOSTVERTRIEB"

SONSTIGES SONDERGEBIET "ABFALLWIRTSCHAFTSBETRIEB" § 11 BauNVO

MIT DER ZWECKBESTIMMUNG "RECYCLINGHOF"

SONSTIGES SONDERGEBIET "ABFALLWIRTSCHAFTSBETRIEB" 

MIT DER ZWECKBESTIMMUNG § 11 BauNVO
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NUR EINZELHÄUSER ZULÄSSIG § 22 BauNVO

ABWEICHENDE BAUWEISE § 22 BauNVO

STRASSENVERKEHRSFLÄCHE § 9 Abs.1 Nr.11 BauGB

WASSERFLÄCHEN UND FLÄCHEN FÜR DIE WASSERWIRTSCHAFT,

DEN HOCHWASSERSCHUTZ UND DIE REGELUNG DES § 9 Abs.1 Nr.16 BauGB

WASSERABFLUSSES - SCHMUTZWASSER -

UMGRENZUNG VON FLÄCHEN FÜR MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, § 9 Abs.1 Nr.20 BauGB

ZUR PFLEGE UND ENTWICKLUNG VON NATUR UND LANDSCHAFT 

ERHALTEN VON BÄUME § 9 Abs.1 Nr.25b BauGB
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SATZUNG DER GEMEINDE ALTENHOLZ, KREIS RENDSBURG-ECKERNFÖRDE, ÜBER DEN BEBAUUNGSPLAN NR. 38 FÜR DAS GEBIET "ABFALLWIRTSCHAFTSHOF"

TEIL A  -  PLANZEICHNUNG

Es gilt die BauNVO vom 23. Januar 1990

zuletzt geändert am 11. Juni 2013 (BGBl. l Nr. 29 vom 20.06.2013 S. 1548)

Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) sowie nach § 84 der Landesbauordnung (LBO) für Schleswig - Holstein jeweils in der z. Zt. gültigen Fassung, wird nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung der Gemeinde Altenholz vom 10. Dezember 2014 folgende Satzung über den Bebaungsplan Nr. 38 für das Gebiet "Abfallwirtschaftshof", bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), erlassen:

VERFAHRENSVERMERKE

TEIL  B  -  TEXT

LAGEPLAN

1.Aufgestellt aufgrund des Aufstellungsbeschlusses der Gemeindevertretung vom 11. Dezember 2013. Die ortsübliche

Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses ist durch Abdruck im amtlichen Bekanntmachungsblatt "Altenholzer

Nachrichten" vom . . . . . . . . . . . . erfolgt.

2.Die  frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 Satz 1 BauGB wurde am 11. Juni 2014 durchgeführt.

3.Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, die von der Planung berührt sein können, wurden gem. § 4 Abs.

1 i. V. m. § 3 Abs. 1 BauGB am 13. März 2014 unterrichtet und zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert.

4.Die Gemeindevertretung hat am 18. Juni 2014 den Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 38 mit Begründung beschlossen

und zur Auslegung bestimmt.

5.Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 38, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), sowie die

Begründung haben in der Zeit vom 21. Juli 2014 bis einschließlich 21. August 2014 während der Dienststunden nach § 3

Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen.

Die öffentliche Auslegung wurde mit dem Hinweis, dass Stellungnahmen während der Auslegungsfrist von allen

Interessierten schriftlich oder zur Niederschrift abgegeben werden können, am . . . . . . . . . . . . . . . . . durch Abdruck im

amtlichen Bekanntmachungsblatt "Altenholzer Nachrichten" ortsüblich bekannt gemacht.

6.Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, die von der Planung berührt sein können, wurden gem. § 4 Abs.

2 BauGB mit Schreiben vom 04. Juli 2014 zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert.

Altenholz, den Siegelabdruck Bürgermeister

7.Der katastermäßige Bestand am . . . . . . . . . . . . . . . . . sowie die geometrischen Festlegungen der neuen städtebaulichen

Planung werden als richtig bescheinigt.

Kiel, den                                Siegelabdruck Öffentl. best. Verm.-Ing.

8.Die Gemeindevertretung hat die Stellungnahmen der Öffentlichkeit und der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher

Belange am 24. September 2014 und am 10. Dezember 2014 geprüft. Das Ergebnis wurde mitgeteilt.

9.Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 38 wurde nach der öffentlichen Auslegung (Vermerk Nr. 5) geändert. Der Entwurf

des Bebauungsplanes Nr. 38, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), sowie die Begründung

haben in der Zeit vom 06. Oktober 2014 bis einschließlich 20. Oktober 2014 während der Dienststunden nach § 4a Abs. 3

BauGB erneut öffentlich ausgelegen.

Die öffentliche Auslegung wurde mit dem Hinweis, dass Stellungnahmen während der Auslegungsfrist von allen

Interessierten schriftlich oder zur Niederschrift abgegeben werden können, am . . . . . . . . . . . . . . . . . durch Abdruck im

amtlichen Bekanntmachungsblatt "Altenholzer Nachrichten" ortsüblich bekannt gemacht.

10.Die Gemeindevertretung hat den Bebauungsplan Nr. 38, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B),

am 10. Dezember 2014 als Satzung beschlossen und die Begründung durch Beschluss gebilligt.

Altenholz, den  Siegelabdruck Bürgermeister

11.Die Bebauungsplansatzung, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), wird hiermit ausgefertigt 

und ist bekannt zu machen.

Altenholz, den Siegelabdruck Bürgermeister

12.Der Beschluss des Bebauungsplanes Nr. 38 durch die Gemeindevertretung und die Stelle, bei der der Plan mit 

Begründung und zusammenfassender Erklärung auf Dauer während der Sprechstunden von allen Interessierten 

eingesehen werden kann und die über den Inhalt Auskunft erteilt, sind am . . . . . . . . . . . . . . ortsüblich bekannt gemacht

worden. In der Bekanntmachung ist auf die Möglichkeit, eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von

Mängeln der Abwägung einschließlich der sich ergebenden Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) sowie auf die Möglichkeit,

Entschädigungsansprüche geltend zu machen und das Erlöschen dieser Ansprüche (§ 44 BauGB) hingewiesen worden.

Auf die Rechtswirkungen des § 4 Abs. 3 GO wurde ebenfalls hingewiesen. Die Satzung ist mithin am . . . . . . . . . . . . . . . in

Kraft getreten.

Altenholz, den Siegelabdruck Bürgermeister
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Planungsrechtliche Festsetzungen

§ 9 BauGB, BauNVO

1) Art und Maß der baulichen Nutzung

§ 9 (1) 1 BauGB

1.1. Das sonstige Sondergebiet „Abfallwirtschaftsbetrieb“ mit der Zweckbestimmung „Biokompostierung“ (Teilgebiet 1) dient der

Unterbringung einer Anlage zur Rückgewinnung und Wiederverwertung von organischen Abfällen aus Gärten und

Haushaltsmüll sowie weiterer dem Betrieb der Biokompostierung dienender Einrichtungen.

Zulässig sind Anlagen und Einrichtungen für den Betrieb einer Biokompostieranlage einschließlich der für den Betrieb

erforderlichen Be- und Entladebereiche, dieses sind insbesondere offene und überdachte Flächen

a) zur Anlieferung, Vorsortierung und Aufbereitung der Bioabfälle für die weitere Verarbeitung,

b) zur Anlage und Absiebung von Kompostmieten,

c) zur Weiterverarbeitung des fertigen Kompostsubstrates und zur Lagerung der hierfür erforderlichen Zuschlagsstoffe sowie

d) für Anlagen zur Vermeidung von Geruchsemissionen.

Ausnahmsweise können weitere Einrichtungen und Nutzungen zugelassen werden, sofern diese dem Betrieb der

Biogasanlage dienen und die allgemeine Zweckbestimmung dieses sonstigen Sondergebietes gewahrt bleibt.

1.2. Das sonstige Sondergebiet „Abfallwirtschaftsbetrieb“ mit der Zweckbestimmung „Werkstatt für behinderte Menschen“

(Teilgebiet 2) dient der Unterbringung einer Werkstatt für behinderte Menschen (WfbM) sowie weiterer dem Betrieb einer

WfbM dienender Einrichtungen.

Zulässig sind dem Betrieb der WfbM dienende Einrichtungen und Nutzungen, dieses sind insbesondere

a) Montageräume für überwiegend sitzende Tätigkeien,

b) eine Wäscherei,

c) offene und überdachte Flächen zur Kaminholztrocknung

d) zugehörige Sozial- und Sanitärräume sowie

e) Aufenthalträume für Betreuungspersonen.

Ausnahmsweise können weitere Einrichtungen und Nutzungen zugelassen werden, sofern diese dem Betrieb der

Biokompostieranlage dienen und die allgemeine Zweckbestimmung dieses sonstigen Sondergebietes gewahrt bleibt.

1.3. Das sonstige Sondergebiet „Abfallwirtschaftsbetrieb“ mit der Zweckbestimmung „Biogasanlage“ (Teilgebiet 3) dient der

Unterbringung einer Biogasanlage zur Gewinnung und Nutzung der in den nassen Bioabfällen der Biokompostieranlage

vorhandenen Energie.

Zulässig sind dem Betrieb der Biogasanlage dienende Einrichtungen, sofern nur Abfälle mit einer Durchsatzleistung von 10

Tonnen bis weniger als 50 Tonnen je Tag biologisch behandelt werden.

Zulässig sind Anlagen und Nutzungen

a) zur Lagerung und Aufbereitung der Ausgangsprodukte,

b) zur Erzeugung, Aufbereitung, Lagerung, Verteilung und Übergabe des Biogases,

c) zur eigenen Nutzung, Speicherung und Verwertung der erzeugten Energie insbsondere durch ein Blockheizkraftwerk und

einen Biogasspeichers sowie

d) zur Lagerung anderer prozessbedingter End- und Abfallprodukte

Ausnahmsweise können weitere Einrichtungen und Nutzungen zugelassen werden, sofern diese dem Betrieb der

Biogasanlage dienen und die allgemeine Zweckbestimmung dieses sonstigen Sondergebietes gewahrt bleibt. Dies ist

insbesondere die gleichzeitige Nutzung der Biogasanlage als Vergärungsanlage zur Verarbeitung von Rinder-, Schweine-,

Hühnergülle, Fettabscheiderinhalte, Speisereste sowie teilweise Grünmasse von privaten und gewerblichen Anlieferern.

1.4. Das sonstige Sondergebiet „Abfallwirtschaftsbetrieb“ mit der Zweckbestimmung „Biokompostvertrieb“ (Teilgebiete 4.1 und 4.2)

dient der Unterbringung von Gebäuden und Anlagen zur Verpackung, Lagerung und Verladung des Biokompostes sowie

weiterer dem Vertrieb des Biokompostes dienender Einrichtungen.

Zulässig sind

a) im Teilgebiet 4.2 eine frostsichere Halle zum Absacken des Biokompostsubstrates und zur Lagerung der Palettenware,

b) im Teilgebiet 4.2 überdachte Lagerflächen,

c) in beiden Teilgebieten Verwaltungsgebäude mit den erforderlichen Büro- und Sozialräumen sowie

d) im Teilgebiet 4.1 ein Ausstellungsgebäude mit Kleinverkauf der in der Biokompostanlage oder der WfbM erzeugten

Produkte für den Einzelhandel mit einer Verkaufsfläche von maximal 200 m². Ausnahmsweise kann die Verkaufsfläche für

den Einzelhandel mit weiteren Produkten des Garten- und Landbaubereiches genutzt werden, sofern diese auf 40% der

Verkaufsfläche beschränkt werden.

Ausnahmsweise können weitere Einrichtungen zugelassen werden, sofern diese dem Betrieb der Biokompostieranlage oder

der WfbM dienen und die allgemeine Zweckbestimmung dieses sonstigen Sondergebietes gewahrt bleibt.

1.5. Das sonstige Sondergebiet „Abfallwirtschaftsbetrieb“ mit der Zweckbestimmung „Recyclinghof“ (Teilgebiet 5) dient als

Aufstellfläche für mobile Container und Sammelanlagen zur stationären Annahme und Zwischenlagerung von Abfällen.

Zulässig sind

a) die Aufstellung von Containern und Anlagen zum Sortieren und Sammeln von Wertstoffen und Abfällen,

b) die Einrichtung einer Schadstoffsammelstelle sowie

c) die Containeraufstellung zur Nutzung als Büro und Pausenraum, als Umkleideraum und zur Sanitärnutzung für

Beschäftigte des Recyclinghofes.

Ausnahmsweise können weitere Nutzungen zugelassen werden, sofern diese dem Biokompostvertrieb oder der WfbM dienen

und die allgemeine Zweckbestimmung dieses sonstigen Sondergebietes gewahrt bleibt.

1.6. Das sonstige Sondergebiet „Abfallwirtschaftsbetrieb“ mit der Zweckbestimmung „WfbM-Wohnheim“ (Teilgebiet 6) dient

ausschließlich dem Wohnen und der Betreuung der Bewohner und Bewohnerinnen.

Zulässig sind

a) bis zu acht Wohnungen für Beschäftigte der Werkstatt für Behinderte sowie

b) Aufenthaltsräume für Betreuungspersonen.

1.7. In den Teilgebieten 1, 2, 3, 4.1, 4.2 und 6 gilt die festgesetzte maximal überbaubare Grundfläche in den vorgegebenen

Baufeldern für die Summe der baulichen Anlagen. Im Teilgebiet 5 sind bauliche Anlagen außer Anlagen nach § 19 (4) Satz 1

BauNVO nicht zulässig.

1.8. In den Teilgebieten 1, 2, 4.1 und 4.2 darf gemäß § 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO die maximal zulässige Grundfläche durch die

Grundflächen der Anlagen nach § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO bis zu einer maximalen Grundflächenzahl von 1,0 überschritten

werden.

1.9. Im Teilgebiet 3 darf gemäß § 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO die maximal zulässige Grundfläche durch die Grundflächen der

Anlagen nach § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO nicht überschritten werden.

1.10. Im Teilgebiet 5 darf die Grundfläche gemäß § 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO durch Anlagen nach § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO

vollständig überbaut werden.

1.11. Im Teilgebiet 6 darf die zulässige Grundfläche gemäß § 19 Abs. 4, Satz 2 BauNVO durch die Grundflächen der Anlagen nach

§ 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO bis zu 50% überschritten werden. Basis für die Ermittlung der zulässigen Überschreitung ist der in

der Planzeichnung festgesetzte Wert für die maximal überbaubare Grundfläche.

2) Bauweise

§ 9 (1) 2 BauGB

2.1. In den Teilgebieten 4.1 und 6 wird eine offene Bauweise gemäß § 22 Abs. 2 BauNVO festgesetzt.

2.2. In den Teilgebieten 1, 2, 3 und 4.2 wird eine abweichende Bauweise gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO festgesetzt. Innerhalb der

festgesetzten überbaubaren Fläche dürfen Gebäude auch mit Gebäudelängen über 50 m errichtet werden.

3) Von der Bebauung freizuhaltende Flächen

§ 9 (1) 10 BauGB

Im Zufahrtsbereich vom Teilgebiet 6 in die Kreisstraße sind die aus Gründen der Verkehrssicherheit erforderlichen Sichtdreiecke

freizuhalten. Bauliche Nutzungen jeglicher Art sind hier unzulässig sowie Anpflanzungen und Einfriedungen nur bis zu einer Höhe

von maximal 0,70 m über der Oberkante der angrenzenden Fahrbahn zulässig.

4) Höhe der baulichen Anlagen

§ 9 (3) BauGB, §§16 und 18 BauNVO

4.1. Im gesamten Plangebiet darf die Oberkante des Erdgeschossfertigfußbodens (Sockelhöhe) der Hauptgebäude eine maximale

Höhe von 0,50 m über dem höchsten Punkt der im Baufeld vorhandenen gewachsenen Geländehöhe nicht überschreiten.

4.2. Die maximal zulässigen Gebäude- und Traufhöhen der Hauptgebäude sind auf die tatsächliche Höhe des

Erdgeschossfertigfußbodens bezogen, gemessen von der Oberkante. Das zulässige Maß der Höhen beträgt:

a) in dem Teilgebiet 1 für die Traufhöhe 5,0 m und für die Gebäudehöhe 8,5 m,

b) in dem Teilgebiet 2 für die Traufhöhe 5,0 m und für die Gebäudehöhe 6,5 m,

c) in dem Teilgebiet 3 für die Höhe der baulichen Anlagen 20,0 m,

d) in dem Teilgebiet 4.1 für die Traufhöhe 4,0 m und für die Gebäudehöhe 6,5 m,

e) in dem Teilgebiet 4.2 für die Traufhöhe 11,5 m und für die Gebäudehöhe 12,5 m, wobei ein bis zu 3,5 m breiter und 22,5 m

langer als Oberlicht ausgebildeter Dachaufbau im Bereich der Firstlinie um bis zu 1,5 m darüber hinaus ragen darf sowie

f) in dem Teilgebiet 6 für die Traufhöhe 5,50 m und für die Gebäudehöhe 6,50 m.

Als Traufhöhe gilt der Schnittpunkt zwischen der äußeren Dachhaut und der äußeren Begrenzung der Außenwand.

4.3. Untergeordnete Bauteile (z.B. Lüftungsschornsteine, technische Anlagen) und Anlagen zur Erzeugung regenerativer Energie

dürfen die festgesetzten Gebäudehöhen um maximal 2,00 m sowie Abgasschornsteine um maximal 3,00 m überschreiten.

5) Nebenanlagen, Garagen und Stellplätze

§ 9 (1) 4 und 22 BauGB, § 23 (5) BauNVO

5.1. Offene Stellplätze, Garagen und überdachte Stellplätze sind nur innerhalb der sonstigen Sondergebiete zulässig.

5.2. In den festgesetzten sonstigen Sondergebieten sind Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs. 2 BauNVO, die der Ableitung von

Abwasser (Regenrückhaltebecken) dienen, auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen allgemein zulässig.

6) Grünordnerische Festsetzungen

§ 9 (1) 15, 20, 25 a und b BauGB

6.1. Die in der Planzeichnung als zu erhalten festgesetzten Knickabschnitte sind dauerhaft zu erhalten.

Lückige Knickabschnitte sind mit folgenden zwei- bis -dreijährigen Gehölzen in 1 m Pflanzabstand zweireihig zu bepflanzen

(DIN 18916): Hasel (Corylus avellana), Schlehe (Prunus spinosa), Eingriffliger Weißdorn (Crataegus monogyna), Hainbuche

(Carpinus betulus), Feld-Ahorn (Acer campestre).

Im Abstand von ca. 15 m ist unter Berücksichtigung der vorhandenen Bäume je einer der folgenden großkronigen Laubbäume

(StU 14/16) zu pflanzen (DIN 18916): Stiel-Eiche (Quercus robur), Hainbuche (Carpinus betulus), Rotbuche (Fagus sylvatica).

Bei Abgang der Gehölze sind gleichwertige Ersatzpflanzungen vorzunehmen.

6.2. Der in der Planzeichnung im südöstlichen Plangebiet am geplanten Recyclinghof als anzupflanzen festgesetzte Knickabschnitt

ist in der unter 7.1 festgesetzten Qualität anzupflanzen, dauerhaft zu erhalten und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen.

6.3. Innerhalb der entlang der Knickabschnitte verlaufenden privaten Grünflächen (Knickschutzstreifen) sind Nebenanlagen sowie

eine Nutzung als Lagerfläche unzulässig.

6.4. Die für die Eingriffe in Natur und Landschaft erforderlichen Ausgleichsmaßnahmen gemäß § 18 i.V.m. § 21 BNatSchG

befinden sich innerhalb des Geltungsbereiches dieser Planung auf dem Flurstück 25/11 (Flur 1, Gemarkung Klausdorf),

Gemeinde Altenholz.

Zur Abschirmung ist im Randbereich der Ausgleichsfläche an allen vier Seiten im Abstand von ca. 15 m je eine Stiel-Eiche

(Quercus robur, StU 16/18) zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Zwischen den Bäumen sind folgende zwei- bis -dreijährige

Gehölze mit Pflanzabstand von 1 m zweireihig zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten (DIN 18916): Hasel (Corylus avellana),

Schlehe (Prunus spinosa), Eingriffliger Weißdorn (Crataegus monogyna), Hainbuche (Carpinus betulus), Feld-Ahorn (Acer

campestre). Die Fläche ist der Sukzession zu überlassen.

Im Zentrum der Ausgleichsfläche sind drei Stiel-Eichen (Quercus robur, StU 14/16) zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten.

Bei Abgang der Gehölze sind gleichwertige Ersatzpflanzungen vorzunehmen.

6.5. Weitere für die Eingriffe in Natur und Landschaft erforderliche zugeordnete Ausgleichsmaßnahme gemäß § 18 i.V.m. § 21

BNatSchG werden über das Ökokonto der Gemeinde Altenholz verbucht.

6.6. Die private Grünfläche westlich der Biogasanlage ist der Sukzession zu überlassen. Eine Pflegemahd / Jahr ist zulässig.

7) Boden- und Grundwasserschutz

§ 9 (1) 24 BauGB

7.1. Innerhalb des Teilgebietes 1 sind die Flächen, von denen durch die Anlieferung, Aufbereitung, Lagerung und Kompostierung

von organischen Materialien, eine mögliche Gefährdung für das Grundwasser ausgehen könnte, gegenüber den darunter

gelegenen Schichten so abzudichten, dass eine Kontamination des Grundwassers verhindert wird.

7.2. Das auf den unter 7.1 genannten Flächen anfallende Sickerwasser ist so abzuleiten, dass eine Kontamination des 

Grundwassers verhindert wird.

8) Lärmschutz

§ 9 (1) 24 BauGB

8.1. Im Teilgebiet 6 sind zum Schutz vor Außenlärm Wohnräume mit passivem Schallschutz zu versehen. Der passive

Schallschutz muss mindestens den Anforderungen im Lärmpegelbereich IV gemäß DIN 4109 entsprechen. Außenbauteile von

Aufenthaltsräumen in Wohnungen müssen ein erforderliches resultierendes Schalldämm-Maß von R'w,res ≥ 40 dB besitzen.

8.2. Das erforderliche resultierende Schalldämmmaß ist durch alle Umfassungsbauteile eines schutzbedürftigen Raumes

gemeinsam zu erbringen.

8.3. Die schalltechnischen Eigenschaften der Gesamtkonstruktion (Wand, Fenster, Lüftung) müssen den Anforderungen des 

jeweiligen Lärmpegelbereiches genügen.

8.4. Für alle Neu-, Um- und Ausbauten ist im Rahmen der Baugenehmigungsverfahren die Eignung der für die Außenbauteile der

Gebäude gewählten Konstruktionen nach den Kriterien der DIN 4109 nachzuweisen.

8.5. Zum Schutz der Nachtruhe sind für Schlafräume im gesamten Plangeltungsbereich schallgedämmte Lüftungen vorzusehen,

falls der notwendige hygienische Luftwechsel nicht auf andere geeignete, dem Stand der Technik entsprechende Weise

sichergestellt werden kann.

8.6. Ausnahmen von den Festsetzungen können zugelassen werden, wenn im Rahmen eines Einzelnachweises ermittelt wird,

dass aus der tatsächlichen Lärmbelastung geringere Anforderungen an den passiven Schallschutz resultieren.

Örtliche Bauvorschriften

§ 9 (4) BauGB, § 84 LBO

9) Äußere Gestaltung der baulichen Anlagen und der Werbeanlagen

§ 84 (1) 1 und 2 LBO

9.1. In allen Teilgebieten sind für die Gestaltung der Außenfassaden und Dachflächen hochglänzende Oberflächenmaterialien und

Anstriche in Leucht- und Signalfarben nicht zulässig. Ausnahmen sind zulässig für untergeordnete Fassadenelemente sowie

bauliche Anlagen, die auf Grund von technischen oder sicherheitstechnischen Anforderungen eine entsprechende Gestaltung

erhalten müssen.

9.2. In allen Teilgebieten sind Werbeanlagen nur am Gebäude und nur bis zu einer maximalen Einzelgröße von 10,0 m² zulässig.

Sie dürfen nicht über die Gebäudekanten hinausragen.

9.3. Die Oberkanten von Werbeanlagen, die mit den Gebäuden fest verbunden sind, und von freistehenden Werbeanlagen dürfen

eine Höhe von 7,0 m über dem Gelände am Anbringungs- bzw. Aufstellungsort nicht überschreiten.

9.4. Beleuchtete Werbeanlagen sind indirekt beleuchtet auszuführen. Werbeanlagen mit wechselndem, weit strahlendem,

reflektierendem oder bewegtem Licht sowie Lichtwerbung in grellen Farben und mit Farbenvielfalt sind nicht zulässig.

9.5. Fremdwerbung ist innerhalb des Geltungsbereiches dieser Planung unzulässig.

9.6. Im gesamten Plangebiet sind Energiegewinnungsanlagen auf Dächern zulässig.

Nachrichtliche Übernahmen

§ 9 (6) BauGB

10) Anbauverbots- und Anbaubeschränkungszone

§§ 29 und 30 Straßen- und Wegegesetz des Landes Schleswig-Holstein (StrWG)

10.1. Entlang der Kreisstraße K49 gilt eine 15,0 m tiefe, entlang der Landesstraße L254 eine 20,0 m tiefe Anbauverbotszone gemäß

§ 29 StrWG, jeweils gemessen vom äußeren Rand der befestigten, für den Kraftfahrzeugverkehr bestimmten Fahrbahn der

K49 bzw. L254.

10.2. Entlang der Kreisstraße K49 gilt eine 30,0 m tiefe Anbaubeschränkungszone, entlang der Landesstraße L254 die 40,0 m tiefe

Anbaubeschränkungsszone gemäß § 30 StrWG, jeweils gemessen vom äußeren Rand der befestigten, für den

Kraftfahrzeugverkehr bestimmten Fahrbahn der K49 bzw. L254.

11) Waldschutzstreifen

§ 24 Landeswaldgesetz für das Land Schleswig-Holstein (LWaldG)

An das Plangebiet grenzt im Westen Wald im Sinne des LWaldG an. In einem Abstand von weniger als 30 m vom Wald

(Waldabstand) ist es verboten, Vorhaben im Sinne des § 29 des Baugesetzbuches durchzuführen.


